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dOKUMENTE ZUM ZEITGESCHEHEN

„Die Zeit ist reif für einen neuen Politikentwurf“

Gründungsaufruf des „Instituts Solidarische Moderne“ vom 31. Januar 2010 (Auszug)

Ende Januar wurde in Berlin das „Institut Solidarische Moderne“ gegründet. Unter den Gründungsmit-
gliedern des linken Think-Tanks befinden sich Politiker aus SPD, Linkspartei und Grünen, Wissenschaftler 
und Publizisten. Die ungekürzte Fassung des Gründungsaufrufs finden Sie auf www.blaetter.de. – D. Red.

Die Zeit ist reif für einen neuen Politikentwurf. Die existenziellen gesellschaftlichen Gefahren 
verlangen politisch realisierbare Antworten. Die Probleme unserer Welt sind offenkundig: 
von den ökologischen und wirtschaftlichen Grenzen des bisherigen ressourcenvernichten-
den Wachstums bis zum gravierenden Gefälle zwischen individueller Reichtumsanhäufung 
und um sich greifender Armut, von der alltäglichen Missachtung der Menschenrechte bis zu 
vielen neuartigen Konflikten und Friedensgefährdungen. Doch obwohl inzwischen all diese 
Probleme hinlänglich bekannt und Gegenstand zahlreicher Weltkonferenzen gewesen sind, 
haben sie sich in den letzten beiden Jahrzehnten dramatisch zugespitzt. Wesentlicher Grund 
dafür ist die Hegemonie des Neoliberalismus in Politik und Wirtschaft, der unter dem Deck-
mantel vermeintlicher „Ideologiefreiheit“ und „Alternativlosigkeit“ einen beispielhaften Sie- 
geszug feierte – mit verheerenden Folgen für Mensch, Natur und Gesellschaft.

Ein substanzieller politischer Gegenentwurf zur Ideologie des Neoliberalismus ist überfäl-
lig. Zu lange wurde verkündet, dass es (leider) keine Alternative gebe. Manches auf der Welt 
mag „alternativlos“ sein: Wer Probleme langfristig lösen will, anstatt kurzfristig Symptome zu 
bekämpfen, muss auch vernetzt und langfristig denken, dazu gibt es keine Alternative. Eine 
politische Position hingegen kann niemals alternativlos sein. Die politische Alternative zum 
Neoliberalismus muss die untrennbaren Wirkungszusammenhänge von Ökologie und Wirt-
schaft sowie von sozialen und kulturellen Bedürfnissen der Menschen beachten. Sie muss den 
Grundwerten der freiheitlichen Selbstbestimmung und der grenzüberschreitenden Solidarität 
verpflichtet sein. Diese Alternative entsteht nicht von selbst. Sie muss erdacht, entwickelt und 
erprobt werden. Die gemeinsame Suche nach Alternativen ist ein entscheidender Beitrag dazu, 
dass aus der danach fragenden gesellschaftlichen Mehrheit wieder eine politische Mehrheit in 
demokratischen Wahlen wird. Dafür gründen wir den Verein „Institut Solidarische Moderne“.

Was geschieht?
Wir leben in einer Welt, die immer stärker geprägt wird von den Resultaten einer von ge-
sellschaftlicher Verantwortung entbundenen und nur noch an kurzfristigen Renditen aus-
gerichteten Marktwirtschaft. Wir erleben einen weltweit sich durchsetzenden Wettbewerb 
um – aus Perspektive der Profiteure – „billige“ Arbeit, „billige“ Nahrung und „billige“ En-
ergie, der sich als sozial, kulturell und ökologisch gleichermaßen ruinös erweist und dessen 
ökonomische „Effizienz“ mit guten Gründen zu bezweifeln ist. Zunehmend mehr Menschen 
leiden unter einer Politik, die in Bezug auf deren alltägliche Nöte ebenso wie auf die globalen 
Probleme der Menschheit ihre vermeintliche Ohnmacht oder Unzuständigkeit erklärt, für die 
Rettung der Finanzmärkte und die Sicherung „systemrelevanter“ Partikularinteressen aber 
zu ebenso massiven wie kostspieligen Interventionen bereit ist.

Die BürgerInnen des demokratischen Rechtsstaates sind ZeugInnen und Geschädigte 
eines teils schleichenden und subtilen, teils rasanten und unverhohlenen Abbaus persön-
licher Selbst- und gesellschaftlicher Mitbestimmungsrechte und einer Erosion der Demokra-
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tie, die mit dem Aufbau ausufernder Apparate zur Kontrolle und Überwachung, Einlullung, 
Stillstellung und Disziplinierung der Bevölkerung einhergeht. Sie erleben die anhaltende 
Herrschaft patriarchaler Strukturen, die Entrechtung von MigrantInnen, die Diskriminierung 
all jener Menschen und Lebensformen, die nicht den normativen Standards der Mehrheitsge-
sellschaft entsprechen. Eine sozial wie ökologisch weitgehend entpflichtete Wirtschaft einer-
seits, eine politisch entmündigte und in ihrer Vielfalt eingeschränkte Gesellschaft anderer-
seits, „Turbokapitalismus“ und „Postdemokratie“: Das sind die weltweiten Konturen des real 
existierenden Neoliberalismus. Während in den Zentren der westlichen Wohlstandswelt viele 
Menschen, einstweilen noch auf hohem Niveau, daran leiden und zu resignieren beginnen, 
hungern und sterben andernorts Menschen. Der nationale wie globale Neoliberalismus profi-
tiert von politischer Enttäuschung und sozialer Apathie, von „Parteienverdrossenheit“ und wi-
derspruchslosem Privatismus, wo es um die aktive Mitwirkung an der Gestaltung gesellschaft-
licher Verhältnisse geht. Es gehört zum Alltagsgeschäft neoliberaler „Modernität“, die poli-
tische Rat- und Tatlosigkeit der BürgerInnen zu beklagen – und sie gleichzeitig zu befördern. 
Neoliberale Politik lebt von gesellschaftlicher Lethargie, politischem Desinteresse, sozialer 
Demobilisierung, demokratischer Enthaltsamkeit, kurz: von der Leblosigkeit der Demokratie.

Wo setzen wir an?
Zur politischen Verwirklichung von Werten wie Freiheit und Gleichheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität, Autonomie und Partizipation ist eine lebendige Demokratie unerlässlich. Dieje-
nigen, denen diese Werte zweitrangig sind, können auf eine demokratische Gestaltung der 
Gesellschaft und zumal auf die soziale Demokratie – und das heißt auch auf einen Staat, der 
die Lebenschancen und Selbstentfaltungsrechte aller BürgerInnen garantiert – im Zweifels-
fall verzichten. Sollen solche Werte jedoch gesellschaftlich realisiert werden, so gilt es zu- 
allererst, die Demokratie wiederzubeleben und in demokratischer Selbstbestimmung Alter-
nativen zum Bestehenden zu denken.

Für eine Solidarische Moderne!
Die Debatten darüber, was „links“ ist, haben in der Vergangenheit allzu oft dazu geführt, 
die gesellschaftliche Linke zu spalten, sie handlungs- und politikunfähig zu machen. Aber 
damals wie heute geht es darum, dass Menschen zusammenkommen, um solidarische und 
emanzipatorische Alternativen zur herrschenden Politik zu entwickeln und durchzusetzen. 
Denn die Verwirklichung der Emanzipation ist eine historische Aufgabe, die sich immer wie-
der neu stellt. In jeder Epoche wird es Hindernisse und auch Rückschläge geben, wie zuletzt 
die Jahre neoliberaler Hegemonie. Umso mehr bleibt aber die Notwendigkeit gemeinsamen 
Handelns für eine solidarische Gesellschaft bestehen, in der alle Menschen gleichberechtigt 
in Freiheit und Selbstbestimmung leben können.

Mit der „industriellen Moderne“ vollzog sich nicht nur die gesellschaftliche Durchsetzung 
der Warenökonomie, sondern auch, als Erbe der Aufklärung, der Aufstieg jener politischen 
Leitideen, die das Denken und Handeln der „klassischen“ Linken bestimmten: Gleichheit 
und Gerechtigkeit, Solidarität und Demokratie. Die soziale Frage des Industriezeitalters und 
der „industriellen Linken“ war die Frage nach der Verteilung des gesellschaftlich geschaf-
fenen Mehrprodukts. Kritik am Kapitalismus entzündete sich in Form von Gerechtigkeits-
forderungen vorrangig dort, wo materieller Reichtum ungleich verteilt wurde. Das soziale 
Handeln richtete sich auf die materielle Verwirklichung der Ideen der Aufklärung, auf soli-
darische Formen des Wirtschaftens und verstärkte Teilhabe der „Arbeit“ am zunehmenden 
gesellschaftlichen Wohlstand. Die industrielle Linke stieß jedoch an ihre politischen Gren-
zen, als der moderne Industriekapitalismus an seine Wachstums- und Ressourcengrenzen 
stieß – bzw. nicht zuletzt durch die „postindustrielle Linke“ darauf gestoßen wurde. Zu den 
konzeptionellen Schwächen der industriellen Linken gehörte und gehört ebenso die Fokus-
sierung auf Erwerbsarbeit und eine damit einhergehende Ignoranz gegenüber anderen, ge-
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sellschaftlich gleichermaßen bedeutenden Tätigkeiten wie Reproduktionsarbeit, politisches 
Engagement, Bildungsarbeit und Muße. Nicht zuletzt bestand ein maßgeblicher Fehler der 
politischen Linken darin, zwar den Kapitalismus als System der Ausbeutung der übergroßen 
Mehrheit durch eine privilegierte Minderheit zu identifizieren, nicht aber zugleich andere 
gesellschaftliche Herrschaftsstrukturen, wie etwa das Patriarchat als System der Unterdrü-
ckung von Frauen, ins Zentrum der Kritik zu stellen.

Auf der Grundlage des insbesondere von der organisierten ArbeiterInnenbewegung 
durchgesetzten breiten materiellen Wohlstands in den Nachkriegsgesellschaften entwi-
ckelte sich in der westlichen „Postmoderne“ ein breites Spektrum neuer sozialer Bewe-
gungen, namentlich die zweite Umweltbewegung, die neue Friedensbewegung und die 
zweite Frauenbewegung, sowie eine neue alternative Linke, für die immaterielle Bedürf-
nisse und neue soziale Fragen stärker in den Mittelpunkt des Interesses rückten: individu-
elle Entfaltungsfreiheit und Selbstbestimmungsrechte, kulturelle Vielfalt und demokratische 
Partizipation, Geschlechtergerechtigkeit und der Schutz der natürlichen Umwelt. Was über 
der Kritik an der industriellen Moderne und an deren politischen Trägern allerdings zum Teil 
verloren ging, war das Bewusstsein für die anhaltende Bedeutung der „alten“ sozialen Frage 
auch in der „neuen“ Welt des Dienstleistungs-, Wissens- und Informationskapitalismus: Die 
Frage nach der Verteilung des materiellen Reichtums war mit der Zunahme immaterieller 
Arbeit und individueller Selbstverwirklichung keinesfalls „gelöst“ oder obsolet geworden. 
Und dies nicht einmal in den kapitalistischen „Zentren“ der Welt (wo sie allenfalls durch 
wirtschaftliches Wachstum überdeckt wurde), geschweige denn in den Gesellschaften der 
„Peripherie“ bzw. des „globalen Südens“ oder gar im Verhältnis beider zueinander.

Was muss geschehen?
Im Lichte der langen Erfahrungsgeschichte der demokratischen Organisationen und Bewe-
gungen der Linken, ihrer historischen Erfolge und auch ihrer strategischen Irrtümer, muss 
eine linke Politik auf der Höhe der Zeit für eine andere Moderne stehen und einstehen. Sie 
muss für eine Moderne streiten, die beides in sich vereint und weiterentwickelt: die Vertei-
lungssensibilität der „alten“ und die individuellen Selbstbestimmungsansprüche der „neu-
en“ Linken. Am Beginn des 21. Jahrhunderts hat sich die Linke den nicht zu leugnenden Pro-
blemen einer veränderten Welt zu stellen – einer Welt, die solidarisch gestaltet werden muss.

Unter dem Begriff der Solidarischen Moderne verstehen wir die so dringend erforderliche 
Versöhnung zwischen den emanzipatorischen Ansätzen der Industrie- und der Postmoderne 
und ihre Weiterentwicklung zu einer sozial-ökologischen Antwort auf die Fragen der neuen 
Zeit. Die neue Zeit braucht den politischen Kampf um die gleiche Teilhabe aller BürgerInnen 
an den gesellschaftlich produzierten Werten, für die öffentliche Garantie gesellschaftlich an-
gemessener Existenzbedingungen und gleicher Lebenschancen für alle. Die neue Zeit braucht 
den politischen Kampf um kulturelle Selbstbestimmung und demokratische Mitbestimmung, 
für eine Politik der gleichen öffentlichen Wertschätzung und Unterstützung unterschiedlicher 
Lebensweisen. Die neue Zeit braucht den politischen Kampf um eine ökologische Ökonomie, 
die sich auf erneuerbare Ressourcen stützt und die sozialen Kosten von Klima- und Umwelt-
schäden vermeidet, den Kampf für eine gerechte Welt, in der niemand zu Lasten anderer lebt 
und in der Konflikte friedlich gelöst werden, in einem Geist kosmopolitischer Solidarität.

In der Solidarischen Moderne muss emanzipatorische Kritik am Kapitalismus, am Patri-
archat, an der bestehenden Gesellschaftsform neu bestimmt werden – ohne alle Räder neu 
erfinden zu müssen: Es gilt, die Umverteilung materieller Ressourcen und die Anerkennung 
gesellschaftlicher Vielfalt miteinander zu vereinen. Es gilt zudem, Kritik als Herrschaftskri-
tik zu erneuern, im Kampf für die Emanzipation aller Menschen und ihrer Befreiung von 
allem, was unterdrückt, verdummt und bevormundet. Und es gilt, Kritik als Demokratiekritik 
zu schärfen, genauer: als Kritik an der real existierenden Demokratie, deren fortschreitende 
Verkümmerung insbesondere diejenigen spüren, die von gelebten demokratischen Verhält-
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nissen etwas, bisweilen auch sehr viel, zu gewinnen hätten. In der Solidarischen Moderne 
muss schließlich die geistige und politische „Enteignung“ der alten und neuen sozialen Bewe-
gungen durch den Kapitalismus überwunden werden. Die Linke der Solidarischen Moderne 
muss sich gegen das liberalkapitalistische Versprechen der Wohlfahrtseffekte liberalisierter 
Märkte wehren, gegen die Privatisierung der öffentlichen Leistungen und Infrastrukturen und 
gegen die industriekapitalistische Verheißung grenzenlosen Wachstums, im Zuge dessen sich 
auch die Verteilungsfrage von selbst erledige. Zum anderen geht es darum, die aufgesetzte 
Rhetorik der „Flexibilisierung“ zu entzaubern und die Suggestion permanenter Optionsstei-
gerungen sowie die Fiktion unbegrenzter individueller Entfaltungsmöglichkeiten im flexiblen 
Kapitalismus der „Wissensgesellschaft“ als Ideologie zu enttarnen. Sie muss eine breite ge-
sellschaftliche Bewegung zur wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Berechtigung der 
BürgerInnen sein, die sich gegen die Tendenz wendet, wonach die Verantwortung für die 
Herstellung des Sozialen immer weniger in der „öffentlichen Hand“ liegen könne und immer 
stärker in die „Eigenverantwortung“ der Einzelnen zu überführen sei. Sie muss für die Auf-
rechterhaltung und den Ausbau einer Infrastruktur öffentlicher Güter streiten und sich für de-
ren solidarische Finanzierung einsetzen. Sie muss in all diesen und vielen weiteren Belangen 
darauf hinwirken, dass gesellschaftliche Mehrheitserwartungen an eine solidarisch-moderne 
politische Gestaltung der Gesellschaft – die es durchaus gibt – sich auch in entsprechende  
politische Mehrheitsbildungen überführen lassen.

Was wollen wir tun?
Der Verein „Institut Solidarische Moderne“ will – im Rahmen seiner Möglichkeiten – ei-
nen gesellschaftlichen Diskurs anstoßen, der diese Veränderungsprozesse trägt. Der Verein 
bringt politische Menschen aus gesellschaftlichen Organisationen und aus politischen Par-
teien, aus akademischer Wissenschaft und aus sozialen Bewegungen zusammen, die Impulse 
für alternative Programme und eine alternative Politik geben wollen. Er versteht sich als 
Denkwerkstatt, als „think tank“ für politische Zukunftsentwürfe und organisiert seine Arbeit 
in einem Rahmen, der offene und innovative Mitwirkungsmöglichkeiten für all jene bereit-
stellen soll, die sich dem politischen Projekt einer Solidarischen Moderne verbunden fühlen.

Die hinter der Gründung des Vereins „Institut Solidarische Moderne“ stehende Wahr-
nehmung einer mangelnden diskursiven und politischen Gegenwehr gegen den auf vielfäl-
tige Weise bereits materialisierten neoliberalen Zeitgeist und dessen Zumutungen bedingt 
auch dessen Leitidee: ein Forum der gesellschaftlichen Debatte für einen Gegenentwurf zur 
herrschenden Politik zu sein. Der Verein soll und wird ein Forum nicht nur des thematischen 
Brückenschlags sein, in dem Bewusstsein, dass solidarisches Handeln und ökologische Wen-
de auf das Engste miteinander verbunden sind. Er wird auch ein Ort des personellen und 
des politischen, zudem des europäischen und des internationalen „Crossover“ sein und sein 
müssen, wenn ihm ein spürbarer und nachhaltiger Erfolg beschieden sein soll. Indem er im 
Denken und Handeln zusammenführt, was gesellschaftspolitisch zusammengehört, knüpft er 
einen neuen, sichtbaren Faden durch die politische Landschaft, der die Gemeinsamkeiten 
unterschiedlichster Akteure herausarbeitet und zu gestaltungsfähigen Alternativen profiliert.

Zu einem gewissen Teil wird es dabei „nur“ nötig sein, bereits existierendes politisches 
Problem- und Lösungswissen gesellschaftlich zu verbreiten und zu popularisieren. Zu einem 
anderen – größeren – Teil allerdings wird es darum gehen müssen, sich den substanziellen 
Fragen unserer Zeit zu stellen und um praktikable Antworten zu ringen. Dies wollen wir ge-
meinsam tun: fragend gesellschaftspolitische Alternativen eröffnen. [...]

Die Zeit ist reif für neue Ideen. Das Institut Solidarische Moderne sucht nach ihnen: offen 
für Neues, vernetzt im Denken, kollektiv im Handeln. Fragend schreiten wir voran – und wir 
werden Antworten finden, die eine andere Republik, eine andere Gesellschaft, eine andere 
Welt möglich machen, hier und jetzt, vor unseren Augen, gemeinsam. Dabei wollen wir nicht 
unter uns bleiben. Wer die Solidarische Moderne mitgestalten will, ist herzlich willkommen!
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